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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuordnung von Selbstverwaltung 
und Eigenverantwortung in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(2. GKV-Neuordnungsgesetz - 2. GKV-NOG -) 

- Drucksache 13/6362 - 

hier: Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung 


Der Bundesrat hat in seiner 707. Sitzung am 19. De- 
zember 1996 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie 
folgt Stellung zu nehmen: 

Der Bundesrat lehnt den Gesetzentwurf ab. 

Der Gesetzentwurf ist ungeeignet, die gesetzUche 
Krankenversicherung (GKV), die einen der elemen- 
taren Bestandteile unserer sozialstaathchen Ordnung 
bildet, zu stabilisieren und zukunfts orientiert weiter- 
zuentwickeln. Angesichts hoher und weiter auflau- 
fender Defizite in der GKV - 7,3 Mrd. DM allein 
im ersten Halbjahr 1996 - und absehbarer massiver 
Beitragssatzerhöhungen bei den Krankenkassen 
werden die im 2. GKV-NOG vorgesehenen Maß- 
nahmen, die sich im wesenthchen auf scheinbare 
Kostendämpfung über weitere Leistungsausgrenzun- 
gen und Zuzahlungserhöhungen zu Lasten der Ver- 
sicherten reduzieren, den tatsächhchen Problemen in 
keiner Weise gerecht; im Gegenteil drohen verhee- 
rende Folgen für die Infrastruktur und die Arbeits- 
plätze im Gesundheitswesen. Zwingend erforderlich 
sind vielmehr umfassende Maßnahmen, die insge- 
samt geeignet sind, aufbauend auf dem Gesund- 
heitsstrukturgesetz (GSG) von 1993 Selbststeue- 
rungsfähigkeit, Quahtät und Wirtschaftlichkeit des 
Systems der GKV zu stärken. 

Mit den vorgeschlagenen Regelungen würde die 
GKV tendenziell zu einer „Versicherung für Ge- 
sunde", die sohdarisch finanzierte Versorgung des 
Krankheitsrisikos würde ausgehöhlt. Damit wäre der 
Weg in eine GKV auf Niedrigniveau geebnet. Eine 
solche Entwicklung könnte nicht ohne merkhche 
Auswirkungen auf die Krankheitssicherungssysteme 
des öffenthchen Dienstes (Beihilfen, freie Heilfür- 


sorge) bleiben. Diese Art „Kostendämpfungspohtik" 
wird abgelehnt. 

Durch den Entwurf des 2. GKV-NOG stehen elemen- 
tare Bestandteile der medizinischen und sozialpfle- 
gerischen Versorgung in den Ländern auf dem Spiel. 
Durch die vorgesehene Umwandlung von Pfhcht- in 
Satzungsleistungen der Krankenkassen - sog. Ge- 
staltungsleistungen, insbesondere häushche Kran- 
kenpflege, medizinische Rehabüitation und Kran- 
kengymnastik nach Artikel 1 Nr. 9 und 11 bis 13 - bei 
gleichzeitiger Ausgliederung aus dem Risikostruk- 
turausgleich (RSA) werden die Krankenkassen ange- 
sichts ihrer desolaten Finanzlage kurz- und mittel- 
fristig nicht mehr in der Lage sein, Ausgrenzungen 
dieser Leistungen aus ihrem Leistungskatalog zu ver- 
hindern. Damit werden unverzichtbare, in Jahren 
aufgebaute Versorgungsstrukturen in den Ländern 
mit entsprechenden Gefahren für die Arbeitsplätze 
der dort Beschäftigten existentiell gefährdet. Der Vor- 
rang der ambulanten vor der stationären Versorgung 
wird aufgegeben. Die Folgen dieser Regelungen 
werden vor allem chronisch kranke sowie ältere und 
sozial benachteiligte Menschen treffen. 

Der Entwurf muß im Zusammenhang mit dem bereits 
in Kraft getretenen Beitragsentlastungsgesetz und 
dem im Gesetzgebungs verfahren befindhchen 
1. GKV-NOG gesehen werden, das Beitragssatz- 
erhöhungen automatisch mit steigenden Selbstbe- 
teiligungen der Patienten verbindet. Diese Koppe- 
lung gemeinsam mit den sog. Gestaltungsleistungen 
höhlt die sohdarisch finanzierte Absicherung des 
Krankheitsrisikos in der GKV aus. Den Krankenkas- 
sen werden Strategien der „Risikoselektion" auf ge- 
zwungen. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 15. Januar 1997 -031 (312) -231 00 -Ge 59/96 NA 2. 




Drucksache 13/6731 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


- um Beitragssatzanhebungen und damit zugleich 
Zuzahlungserhöhungen zu vermeiden und 

- um gleichzeitig für chronisch Kranke möglichst 
unattraktiv zu werden, da sie die wesentlichen 
Adressaten der sog. Gestaltungsleistungen sind. 

Mit der vorgesehenen Einführung von Festzuschüs- 
sen für Zahnersatz (Artikel 1 Nr. 6, 7) und der Vergü- 
tung dieser Leistung nach der Gebührenordnung für 
die privatzahnärztliche Versorgung (GOZ: Artikel 1 
Nr. 25) werden bewährte qualitäts- und kosten- 
steuemde Strukturen in der zahnmedizinischen Ver- 
sorgung zerstört und Zahnersatzleistungen vollstän- 
dig aus dem GKV-System ausgegrenzt. Den Kran- 
kenkassen wird jede Möglichkeit genonunen, weiter- 
hin Mengen, Preise und Qualitäten von Zahnersatz- 
leistungen zu beeinflussen. Dies geht allein zum 
Nachteü der versicherten Patienten. 

Das Krankenhauswesen muß insgesamt neu geord- 
net werden. Teillösungen führen zu gesundheitspoli- 
tisch unverträglichen und nicht hinnehmbaren Aus- 
wirkungen und beschränken die verfassungsrecht- 


lichen Gestaltungsrechte der Länder. Eine isolierte 
Regelung des Krankenhausbereichs wird weder den 
Herausforderungen einer dauerhaften und zukunfts- 
weisenden Stabüisierung der sozialen Krankenver- 
sicherung noch einer zielgerichteten Weiterentwick- 
lung der GKV gerecht. 

Das erklärte Ziel der Bundesregierung, zur GKV nur 
noch Gesetzentwürfe vorzulegen, die der Zustim- 
mung des Bundesrates nicht bedürfen, hat gesund- 
heitspolitisch und ökonomisch keine tragfähige Per- 
spektive. Ohne eine angemessene Beteiligung der 
Länder sind die notwendigen Strukturreformen im 
Gesundheitswesen nicht erreichbar. 

Der Bundesrat fordert deshalb die Bundesregierung 
auf, den vorliegenden Gesetzentwurf zurückzu- 
ziehen und auf der Grundlage der mit dem GSG 
eingeleiteten Strukturreformmaßnahmen kurzfristig 
gemeinsam mit den Ländern ein tragfähiges Konzept 
zur Weiterentwicklung wirtschaftlicher und effekti- 
ver gesundheitlicher Versorgungsstrukturen in der 
GKV zu erarbeiten. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 


1 . 

Die Bundesregierung bedauert, daß der Bundesrat 
den Entwurf des 2. GKV-Neuordnungsgesetzes ab- 
lehnt, ohne konkrete Änderungsvorschläge einzu- 
bringen. Der Bundesrat wird damit der gemeinsamen 
Verantwortung, die Finanzgrundlagen der gesetz- 
hchen Krankenversicherung (GKV) bei gleichzeitiger 
Stabüisierung des Beitragssatzniveaus zu sichern, 
nicht gerecht. Dies ist um so unverständhcher, als er 
selbst die Notwendigkeit anerkennt, die gesetzhche 
Krankenversicherung zu stabüisieren und zukunfts- 
orientiert weiterzuentwickeln. 


11 . 

Die Stellungnahme des Bundesrates befaßt sich vor 
allem mit den vermeintlichen Folgen des 2. GKV- 
Neuordnungsgesetzes. Dabei übersieht der Bundes- 
rat die Notwendigkeit, die Finanzgrundlagen der 
GKV zu stabihsieren, ohne mit einem weiteren An- 
stieg der Lohnnebenkosten zahlreiche Arbeitsplätze 
zu gefährden. Entgegen aller Erfahrung mit den Ko- 
stendämpfungsgesetzen der letzten 20 Jahre verwirft 
der Bundesrat den Ansatz der Reform, die Eigenver- 
antwortung der Versicherten zu stärken und die Ent- 
scheidungsspielräume der Selbstverwaltung zu er- 
weitern. 

Besser jedoch, als esstaathches Reglement, Bürokra- 
tie und Dirigismus vermögen, werden Selbstbestim- 
mung und Selbstverantwortung der Versicherten 
und der Selbstverwaltungs Organe bewirken, daß der 
soziale Schutz gegen das Risiko der Krankheit auf 
qualitativ hohem Niveau bei zumutbaren, sozialver- 
träglichen und ökonomisch verantwortbaren Beiträ- 
gen gewährleistet bleibt. „Selbststeuerungsfähigkeit, 
Qualität und Wirtschaftlichkeit des Systems der 
GKV", die der Bundesrat gestärkt wissen will, kön- 
nen die Beteiligten am besten selbst erreichen. Der 
Bundesrat dagegen setzt weiterhin auf die alten, 
überholten Rezepte, die sich als untaughch erwiesen 
haben. Ökonomische Gesetzmäßigkeiten blendet er 
dabei aus. Insbesondere bleibt er unzugängtich für 
die Erkenntnis, daß auch die Gesundheitsleistungen 
aus dem erwirtschafteten Volkseinkommen finanziert 
werden müssen. 

Weil der Bundesrat insoweit wirklichkeitsfremden 
Vorstellungen verhaftet bleibt, hat er sich bereits der 
erforderhchen Mitwirkung zur Verabschiedung des 
GKV-Weiterentwicklungsgesetzes entzogen. Wenn 
er sich jetzt erneut den Reformansätzen des Entwurfs 
eines 2. GKV-Neuordnungsgesetzes verweigert, darf 
er nicht gleichzeitig fordern, die Bundesregierung 
solle gemeinsam mit den Ländern ein Konzept zur 
Weiterentwicklung wirtschafthcher und effektiver 
gesundheitiicher Versorgungs Strukturen in der GKV 
erarbeiten. 


III. 

In der Einschätzung der Auswirkungen des 2. GKV- 

Neuordnungsgesetzes folgt die Bundesregierung 

dem Bundesrat nicht: 

1. Mit dem 2. GKV-Neuordnungsgesetz wird die 
GKV nicht zu einer „Versicherung für Gesunde". 
Die Leistungsausgaben der GKV betrugen im 
Jahre 1995 229 Mrd. DM. Sie werden sich weiter 
erhöhen. Angesichts dieses Volumens, dessen Zu- 
wachs nicht verhindert "wird, ist unerfindlich, wes- 
halb es sich um eine „GKV auf Niedrigniveau" 
handeln sollte. 

2. Trotz wiederholter Richtigstellungen durch die 
Bundesregierung nimmt der Bundesrat immer 
noch an, die Krankenkassen würden die optionel- 
len Satzungsleistungen nach dem Gesetzentwurf 
aus dem Leistungskatalog der GKV herausneh- 
men. Dies wird nicht der Fall sein? die hierzu vom 
Bundesrat geäußerten Befürchtungen sind sämt- 
hch grundlos. 

Zwar trifft es zu, daß sich die Krankenkassen 
durch das Angebot, bestimmte Leistungen effektiv 
und zielorientiert selbst zu gestalten, überfordert 
sahen. Sie glaubten sich dadurch in den Zwang 
versetzt, zwischen der Anwendung ökonomischer 
Ratio und der Erfüllung ihres sozialen Auftrags 
wählen zu müssen. 

Die Bundesregierung zieht aus dieser Einstellung 
der Krankenkassen ihre Schlußfolgerung: Sie 
bekräftigt nochmals, daß die Leistungsbereiche 
Häusliche Krankenpflege, Heilmittel, Kuren und 
Rehabihtationsmaßnahmen, Fahrkosten und Aus- 
landsleistungen im Leistungskatalog der GKV 
bleiben. Damit bleibt zugleich auch der bisher be- 
stehende Anspruch der Versicherten auf Versor- 
gung in diesen Leistungsbereichen bestehen. Zu- 
gleich erwägt die Koalition, Vorschläge der Ver- 
bände aus der Sachverständigen-Anhörung für 
eine Partners chafthche Lösung bei den genannten 
Leistungsbereichen aufzugreifen. Dabei ist daran 
zu denken, die Versorgungsleistungen mit dem 
Ziel wirtschafthcher und quahtätsgesicherter Lei- 
stungserbringung nicht einseitig von den Kassen, 
sondern gemeinsam von den Beteüigten definie- 
ren zu lassen. Die Koahtion wird eventuell not- 
wendige Änderungsanträge beschheßen. 

3. Da es eine Gestaltung von Leistungen als gene- 
relle Ausgrenzung von Leistungen und als Risiko- 
selektion nicht geben wird, wird die sotidarisch 
finanzierte Absicherung des Krankheitsrisikos in 
der GKV nicht - wie vom Bundesrat prophezeit - 
ausgehöhlt werden. 

4. Der geltende Leistungskatalog bei Zahnersatz 
bleibt auch nach der Festsetzung von Festzuschüs- 
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sen für die Versicherten erhalten. Ledighch Kera- 
mikverblendungen fallen nicht mehr in die Lei- 
stungspfhcht der gesetzhchen Krankenversiche- 
rung, da Kunststoffverblendungen ebenfalls lang- 
fristig haltbar sind. Auch die bisher bestehenden 
Begutachtungsmöghchkeiten können weiterhin 
von den Krankenkassen zur Steuerung von Quah- 
tät und Wirtschafthchkeit der Versorgung genutzt 
werden. Mit der Einführung von Festzuschüssen 
in Verbindung mit der direkten Kostenerstattung 
auf der Grundlage der Gebührenordnung für 
Zahnärzte werden wirksamere kostensteuemde 
Strukturen geschaffen. Diese sollen 

- unnötige Bürokratie abbauen, 

- die Gestaltungsmöghchkeiten für Krankenkas- 
sen und Vertragszahnärzte erweitern und damit 
quaütätsorientierten Wettbewerb fördern, 

- die Eigenverantwortung der Versicherten erhö- 
hen sowie 

- zusätzüche Anreize für Zahnärzte und Ver- 
sicherte schaffen, um der Prävention und Zahn- 


erhaltung Vorrang in der zahnmedizinischen 
Versorgung einzuräumen. 

5. Das 2. GKV-Neuordnungsgesetz setzt die mit dem 
Gesundheitsstrukturgesetz und der neuen Bun- 
despflegesatzverordnung eingeleitete Reform der 
Krankenhausfinanzierung konsequent fort und 
schafft die Voraussetzungen für eine verantwort- 
üche Gestaltung dieses Bereichs auch durch die 
Partner der Selbstverwaltung auf Bundesebene. 
Es ist nicht ersichthch, inwieweit hiermit eine Ein- 
schränkung der verfassungsrechtüchen Gestal- 
tungsrechte der Länder verbunden sein soll. 

Mit dem Rückzug der Länder - mit Ausnahme 
Bayerns - aus der Instandhaltungsfinanzierung 
und der anschheßenden Blockadehaltung im Bun- 
desrat gegenüber den 1993 und 1995 vorgelegten 
Gesetzentwürfen zur Instandhaltungsfinanzierung 
tragen die Länder die Verantwortung für die Bela- 
stung der GKV. Der mit dem 2. GKV-Neuord- 
nungsgesetz für drei Jahre eingeschlagene Finan- 
zierungsweg bringt die berechtigten Forderungen 
der Krankenhäuser mit dem Ziel stabiler Beitrags- 
sätze in der GKV in Übereinstimmung. 
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